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Gedanken über den Düsseldorfer Prozeß 
gegen Repräsentanten der westdeutschen Friedensbewegung

Von Kronanwa.lt D. N. PRITT, London,
Präsident der Internationalen Vereinigung Demokratischer Juristen

Der Prozeß gegen sechs Bürger der Bundesrepublik 
wegen der „Rädelsführerschaft in einer verfassungs­
feindlichen Vereinigung“, „Geheimbündelei in staats­
gefährdender Absicht“ und „Gründung bzw. Rädels­
führerschaft in einer kriminellen Vereinigung in 
staatsgefährdender Absicht“ (§§ 90a, 128, 129, 94 des 
westdeutschen StGB), der — nach nahezu acht Jahren 
vorbereitender Untersuchungen — vor dem Düssel­
dorfer Landgericht vom November 1959 bis April 1960 
stattfand, war ein' großer politischer Skandalprozeß, 
der typisch für die gegenwärtige Entwicklung in der 
Bundesrepublik ist.*

Ich hatte die Ehre, dem Gremium der Verteidiger 
anzugehören, und auf diese Weise reichlich Gelegen­
heit, mir ein Urteil zu bilden über das Verfahren so­
wie über die Bedingungen und die Atmosphäre, in der 
es vorbereitet und durchgeführt wurde.

Es war ein politischer Prozeß im wahrsten und 
schlimmsten Sinne des Wortes — ein erbarmungsloses 
Benutzen der Justizmaschine als Waffe im kalten 
Krieg im allgemeinen und insbesondere in dem langen 
Kampf der herrschenden Kreise einer reaktionären 
Minderheit gegen das Volk und jene, die versuchen, 
das Volk im Kampf um den Frieden, um die Freund­
schaft mit ihren Nachbarn und die friedliche Wieder­
vereinigung Deutschlands zu führen .

Der Prozeß unterschied sich von manchen anderen 
Verfahren, die in der Bundesrepublik durchgeführt 
worden waren, dadurch, daß der Vorsitzende des Ge­
richts sich äußerlich höflich benahm — und, offen 
gesagt, formelle Höflichkeit war auch das einzige, das 
den Gerichtshof in fast jedem Verfahrensstadium aus- 
zeichnete. Die Einstellung des Staatsanwalts z. B. — 
eines jungen arroganten Mannes, dessen Auftreten an 
einen Hitlerjugendführer erinnerte — war die, daß 
alles, was er selbst in bezug auf politische Anschau­
ungen dachte oder sagte, richtig, unstreitig und — na­
türlich — verfassungsmäßig sei und daß jeder, der eine 
andere Ansicht vertrat, ein Verräter der Verfassung 
sei. So charakterisierte er in seinem Plädoyer einen 
der Angeklagten, der in seinem kleinen Finger mehr 
politischen Verstand und Erfahrung hatte als der 
Staatsanwalt in seinem ganzen Körper, als „politisch 
unklar“ (auf der Grundlage natürlich, daß jeder, der 
anderer Meinung als der Staatsanwalt war, „unklar“, 
wenn nicht etwas Schlimmeres sein mußte).

Die Tatsache, daß es sich hier um eine politische 
Verfolgung handelte, in der bereits vor Beginn der Be­
weisaufnahme vereinbart und beschlossen war, alle 
Angeklagten zu verurteilen, wurde im Verlauf der 
Beweisaufnahme mehr und mehr sichtbar, so daß

* vgl. hierzu die Veröffentlichungen in NJ 1959 S. 738, 808, 843; 
NJ 1960 S. 95, 138, 216, 243, 283. Eine Analyse der mündlichen 
Urteilsbegründung enthält der Beitrag von Henker Noack in 
NJ 1960 S. 349. D. Red.

sich schließlich einer der Verteidiger, Rechtsanwalt 
Dr. P o s s e r ,  zu Recht mit folgenden Worten an das 
Gericht wandte:

„Die Feststellung, ob ein Verstoß gegen das Gesetz 
vorliegt, verhindern Sie durch die Ablehnung der 
Beweisanträge, die alle auf das Zentrum dieses Pro­
zesses gerichtet sind. Ich will Ihnen offen gestehen, 
daß ich den Eindruck habe, es würde besser sein, 
solche Prozesse nicht in justizförmigen Verfahren 
durchzuführen, sondern die Angeklagten auf dem 
Verwaltungswege an Hand und nach Lage der Akten 
und nach den Diensten der Zuträger in ein Lager 
zu sperren. Es wäre ehrlicher. . . .

Was sollen wir (die Verteidiger) denn eigentlich 
noch machen? Nur, daß wir hier in der Robe auf- 
treten, daß wir hier das Dekor geben zur Abrun­
dung? ... In einem anderen Strafverfahren, das 
nicht einen eindeutigen politischen Hintergrund hat, 
sind solche Vorkommnisse völlig ausgeschlossen . . .

Wenn Sie erklären: für uns reicht es, daß vier An­
geklagte Mitglieder der KPD waren, so ist die Sache 
klar; dann brauchen wir keine Beweisanträge mehr. 
Wenn Sie aber feststellen wollen, ob hier der § 90a 
oder der § 129 (des westdeutschen StGB) erfüllt ist, 
dann müssen wir hier Beweise erheben. Dann müs­
sen wir auch die Möglichkeit haben, das auszuräu­
men, was an Vorwürfen in der Anklageschrift 
enthalten ist. Das ist unsere Absicht, und sie ist 
wahrhaftig eine Verpflichtung und auch eine rechts­
treue Absicht.“
Das Gericht aber lehnte weiterhin entscheidende Be­

weisanträge der Verteidigung ab.
Unter solchen Umständen war es nur folgerichtig 

und ist in der Tat auch nicht ausgeblieben, daß das 
Recht der freien Meinungsäußerung, welches das 
Grundgesetz den westdeutschen Bürgern in Worten 
zusichert — und das, wortgetreu angewandt, allein 
schon genügt haben würde, um einen Freispruch zu 
sichern —, vom Gericht beiseite geschoben wurde. Und 
es war gleichermaßen folgerichtig, wenn auch mora­
lisch und politisch beschämend, daß eine Regierung, 
die selbst tatsächlich mit einer Unbarmherzigkeit, die 
ihresgleichen nur in dem verstorbenen John Foster 
Dulles findet, auf einen Krieg hinwirkt, Bürger, die 
nichts anderes getan haben, als für den Frieden ein­
zutreten, gerichtlich verfolgen ließ, um sie für 
angebliche Verstöße gegen die Verfassung zu verur­
teilen, während diese Verfassung (die erst vor einigen 
Jahren ausgearbeitet worden ist) schon auf den ersten 
Blick ausdrücklich der Erhaltung des Friedens und der 
Entwicklung internationaler Verständigung gewidmet 
ist.

Gleichermaßen war es wenig überraschend, daß die 
Qualität der „Belastungszeugen“ fast einheitlich 
schlecht war und daß die Entlastungszeugen einheitlich 
gut waren — was allerdings wiederum ohne Einfluß
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